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von Stefan Wogawa

Mehrere Landkreise hatten an-
gekündigt, noch vor Weihnachten
gegen die Funktional-, Verwal-
tungs- und Gebietsreform klagen
zu wollen. „Anstatt Klage einzurei-
chen, deren Erfolg eher unwahr-
scheinlich ist, sollten die politi-
schen Gremien die Reformchan-
cen nutzen und deutlich machen,
welche Landkreisstruktur aus ih-
rer Sicht zukunftsfähig ist“, erneu-
erte Frank Kuschel, kommunalpo-
litischer Sprecher, den Aufruf der
Linksfraktion.

Bisher haben aber die Mehrheiten
dieser klagenden Kreistage und
Landräte jede Dialogbereitschaft ab-
gelehnt und auf Blockade gesetzt.

„Besser wäre, sie würden zunächst
den Vorschlag des Thüringer Innen-
und Kommunalministers, Dr. Holger
Poppenhäger, zur Kenntnis nehmen,
der eben nur ein Diskussionsvor-
schlag ist. Es obliegt jetzt den Kreis-
tagen und den Landräten, gegenüber
dem Land zu verdeutlichen, welche
Neugliederung angestrebt wird“, so
Frank Kuschel weiter. 

Mit den jetzigen Beschlüssen wird
aber dem Land signalisiert, dass sie
keinen Dialog wollen. „Die Landräte,
die einseitig nur auf die Risiken der
Reform setzen, ohne die Chancen
auch nur ansatzweise zu benennen,
handeln verantwortungslos und par-

teipolitisch. Sie gefährden die Zu-
kunft ihre Region“, stellte der LINKE
Kommunalexperte fest. Und er erläu-
ert: Kein Landkreis in Thüringen be-
sitzt eine eigene Leistungsfähigkeit.
Diese resultiert ausschließlich aus
den Zuweisungen des Landes und
der Steuerkraft der kreisangehörigen
Gemeinden. 

Die Kreistage können 
bis zum Frühjahr eigene 
Strukturvorschläge machen

Etwa 60 Prozent der Landkreisgel-
der sind Landeszuweisungen. Rund
35 Prozent steuern die kreisangehö-
rigen Gemeinden über die Kreisumla-
ge bei. Nur etwa ein Prozent der
Landkreisausgaben betreffen die so-
genannten freiwilligen Aufgaben, die
letztlich kommunale Selbstverwal-
tung prägen.  „Es war die CDU, die
bereits 1994 die sogenannte Aus-
gleichs- und Ergänzungsfunktion der
Landkreise aus der Kommunalverfas-
sung streichen ließ. Seitdem sind die
Landkreise in Thüringen nur noch rei-
ne Verwaltungsebenen, die zudem
viel zu hohe Kosten verursachen. Die-
se Kosten belasten sowohl die Ge-
meinden als auch das Land“, so
Frank Kuschel. Bis zum Frühjahr ha-
ben die Kreistage nun die Möglich-
keit, sich mit einem eigenen Struktur-
vorschlag an Landeregierung und
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Eine „persönliche Bemerkung
zum Schluss“, drohte der AfD-
Fraktionsvorsitzende Björn Höcke
in einer an Verbalinjurien ohnehin
reichen Rede (er erhielt von Land-
tagspräsident Christian Carius ei-
nen Ordnungsruf) am 9. Dezem-
ber im Thüringer Landtag an: er
könne „diesen ganzen konstruier-
ten Unsinn, den uns angebliche
Sozialwissenschaftler verkaufen
wollen, nicht mehr ertragen“. Ge-
meint waren Expertisen zum Ras-
sismus. Mit brüchiger Stimme er-
gänzte Höcke: „Die Menschen da
draußen sehnen sich nach etwas
Normalem“ – als Gegensatz zur
„Konstruktion“ durch Wissen-
schaftler. Wie gewohnt beendete
Höcke seinen Auftritt mit einer
Drohung in Richtung der anderen
Landtagsfraktionen.

Die Sprache der AfD sei auf
Skandalisierung, Feindseligkeit
gegen Eliten (gemeint sind Eta-
blierte) und eine völkische Ideolo-
gie ausgerichtet, hat eine sprach-
wissenschaftliche Studie unlängst
deutlich gemacht. Höcke gibt da-
für den Idealtyp. Zu seinen Auftrit-
ten gehört inzwischen noch der
Gestus des völkischen Leidens-
mannes, dem angesichts der Ent-
behrungen, die er für sein Volk auf
sich nimmt, schon einmal die Au-
gen feucht werden. Noch dazu bei
den Zumutungen, die er ertragen
muss, beispielsweise Sozialwis-
senschaftler.

Die Soziologie, deren Produkte
in Form des „Thüringen Monitors“
Höcke im letzten Jahr noch als für
seinen Holzofen geeignet ein-
schätzte, blickt kritisch hinter die
Kulissen. Einem Höcke kann das
natürlich nicht recht sein. Dass
der NS-Rhetorik benutzt, ist durch
die Analysen des – jawohl – Sozio-
logen Andreas Kemper öffentlich
geworden. Höckes Wissenschafts-
feindlichkeit wie seine Norm-Fixie-
rung haben ihre Entsprechungen
übrigens im deutschen Faschis-
mus. „Wer redet und denkt wie ein
Nazi ist ein Nazi“, hat Kemper in
Richtung Höcke formuliert.

„Konstruierter Unsinn“
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Landtag zu wenden. Kommt dieser
nicht, kann davon ausgegangen wer-
den, dass der Diskussionsvorschlag
des Fachministers durch den Land-
tag gesetzgeberisch umgesetzt wird. 

Bezüglich der Klageerhebungen hat
sich Frank Kuschel auch die Kosten-
frage gestellt: „Die Klagebefürworter
sollten, wenn sie vom Klageerfolg
überzeugt sind, erklären, dass sie die
Kosten tragen.“ Es sei schließlich
nicht begründbar, dass die Bürger da-
für gerade stehen sollten. „Ohnehin
stellt sich die Frage, wogegen die be-
treffenden Landkreise klagen wollen.
Eine Klagevoraussetzung ist, dass
der Kläger in seinen Rechten verletzt
sein könnte.“

„Sie wollen politisch Stimmung
gegen Rot-Rot-Grün machen“

Der Abgeordnete weist jedoch dar-
auf hin, dass es im Vorschaltgesetz
nur die Regelung gibt, wonach Land-
kreise mindestens 130.000 Einwoh-
ner haben sollen. „Es gibt weder ei-
nen Zeitplan noch eine konkrete
Strukturvorgabe. Es ist offensicht-
lich, dass die zuständigen Landräte
und Kreistagsmehrheiten nicht die In-
teressen ihrer Regionen vertreten,
sondern vielmehr politisch Stimmung
gegen Rot-Rot-Grün machen wollen“,
sagt Frank Kuschel.

Im Gegensatz zu den Landkreisen
agieren jedoch andere kommunale
Verantwortungsträger sehr konstruk-
tiv. „Die intensive Debatte zur Ge-
meindeneugliederung belegt, dass
hier im Gegensatz zur Landkreisebe-
ne mit Vernunft die Reformchancen
genutzt werden. Gerade die Gemein-
den werden durch die Reform ge-
stärkt, und für die Bürgerinnen und
Bürger werden sich die Behördenwe-
ge erheblich verkürzen.“

Alle kommunalen Leistungen, auch
die der Landkreise, werden künftig in
den Gemeinden wahrgenommen.
„Zur Kreisverwaltung müssen Bürge-
rinnen und Bürger nur noch im Aus-
nahmefall fahren. Ein Landrat, der die
Bürger-Belange im Blick hat, müsste
die Reform unterstützen, statt sie zu
blockieren“, betonte der Landtagsab-
geordnete.                                        

Chancen der Verwaltungs-
und Gebietsreform nutzen

Politik transparenter machen
Was ist die „Indemnität“ eines Ab-

geordneten? Was verbirgt sich hinter
dem „D'hondtschen Verfahren“ und
wo wird es angewandt? Wann kommt
es zur „Diskontinuität“? Alle drei Be-
griffe sind Fachtermini, die der Parla-
mentssprache entstammen, wie sie
auch im Thüringer Landtag verwen-
det wird. Für Bürgerinnen und Bürger
handelt es sich dabei nicht selten um
ein schwer verständliches Fach-
deutsch, das Distanz schafft.

Im THK Verlag Arnstadt ist jetzt das
„Kompaktlexikon Thüringer Landtag“
erschienen. Die Autoren Frank Ku-
schel und Stefan Wogawa „überset-
zen“ und erläutern in knapper, präzi-
ser und verständlicher Form die
wichtigsten Begriffe rund um das
Thüringer Landesparlament. Damit
wollen sie ausdrücklich einen Beitrag
dazu leisten, Politik transparenter zu
machen. Ihr Lexikon gibt damit auch
einen ... Einblick in den parlamentari-
schen Arbeitsalltag.

Die „Indemnität“ ist übrigens die
Rechtsvorschrift, dass Abgeordnete
nicht wegen ihres Abstimmungsver-
haltens oder wegen Äußerungen, die
sie im Landtag oder dessen Aus-
schüssen machen, gerichtlich oder
dienstlich verfolgt werden dürfen
(Ausnahme: verleumderische Beleidi-
gungen). Das „D’Hondt’sche Verfah-
ren“ ist eine mathematische Metho-
de zur Berechnung der Sitzverteilung,

die im Thüringer Landtag u.a. bei der
Besetzung der Ausschüsse Anwen-
dung findet. Werden parlamentari-
sche Vorlagen vom Landtag während
der Wahlperiode nicht abgearbeitet
(also nicht zu Ende beraten), gelten
sie als erledigt. Das wird als „Diskon-
tinuität“ bezeichnet.                          (ar)

Frank Kuschel/Stefan Wogawa:
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Mit der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen, THK Verlag Arnstadt, ISBN
978-3-945068-08-3, 9,90 EUR 


